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NRW: Lücke in Forschung
und Technologie

Bis 2015 müsse Nordrhein-
Westfalen zum „Innovations-
land Nr. eins“ werden, forderte
NRW-Innovationsminister An-
dreas Pinkwart (FDP) Anfang der
Woche. Durch zwei Gutachten

wurde jetzt bestätigt, dass NRW
zu wenig Forschung und Ent-
wicklung (F+E) betreibe und ge-
genüber anderen Bundeslän-
dern eine erhebliche Technolo-
gielücke aufweise. NRW wende,
so das Rheinisch-Westfälische
Institut für Wirtschaftsfor-
schung in Essen, nur 1,8 % des
Bruttoinlandsprodukts für F+E
auf, Baden-Württemberg dage-
gen 4 % und Bayern 3 %. Das Eu-
ropäische Institut für Internatio-
nale Wirtschaftsbeziehungen an
der Uni Wuppertal kommt zu
dem Ergebnis, dass der „unzu-
reichende Strukturwandel“ für
die Wachstumsschwäche ver-
antwortlich sei. has
@ www. rwi-essen.de

www.euroeiiw.de

Rheinland-Pfalz: Neues
Gesetz für Bioethik

Die rheinland-pfälzische Bio-
ethik-Komission fordert ein
neues Fortpflanzungsmedizin-
und Stammzellgesetz, das die
Forschung an embryonalen
Stammzellen ohne Stichtag er-
laubt. Außerdem sprechen sich
die Wissenschaftler für die mor-
phologische und genetische Un-
tersuchung der Eizellen im Rea-
genzglas aus. Die Entscheidung,
wie viele Eizellen in die Gebär-
mutter eingepflanzt werden,
solle zudem bei der Frau und
dem behandelnden Arzt liegen.
Überzählige Eizellen sollen zur
Adoption oder zur Forschung
freigegeben werden. sur

Baden-Württemberg:
Stuttgart stark belastet
Stuttgart war 2005 die mit Ab-

stand am stärksten mit Fein-
staub belastete Stadt Deutsch-
lands. Das berichtete die „Stutt-
garter Zeitung“ unter Berufung
auf die Landesanstalt für Um-
welt, Messungen und Natur-
schutz sowie das Umweltbun-
desamt. Demnach wurde an ei-
ner Messstelle der zulässige
Grenzwert im Tagesmittel an 186
Tagen überschritten – erlaubt
wären 35 Tage mit Staubkonzen-
trationen von mehr als 50 µg/m3

Luft. Erst mit großem Abstand
folgen mit 107 Überschreitun-
gen Messstellen in Leipzig und
München. AP/has

Niedersachsen: VW
zerlegt Stammwerk

Der Volkswagenkonzern wan-
delt sein Hauptwerk Wolfsburg
in vier getrennte Einheiten um,
um Kosten und Effizienz besser
mit anderen Standorten des Au-
tobauers vergleichen zu kön-
nen. Eine Sprecherin bestätigte,
dass es in Zukunft vier so ge-
nannte Product-Units geben
werde: Golf-Herstellung, Press-
werk, Fahrsysteme und Ausstat-
tung. Andere Abteilungen in
Wolfsburg seien davon nicht be-
troffen. rts/has

Hessen: Neue Bedarfs-
prognose für Rhein-Main?

Der Flughafenbetreiber Fra-
port erwägt, seine Verkehrs- und
Bedarfsprognose für den Aus-
bau des Frankfurter Flughafens
zu überarbeiten, so der Projekt-
leiter des Flughafenausbaus,
Horst Amann. Nach Auffassung
des Regierungspräsidenten in
Darmstadt seien zahlreiche Da-
ten veraltet. Auch müssten Aus-
baupläne an anderen Großflug-
häfen berücksichtigt werden.
Die Behörde empfiehlt eine
Prognose über den Ausbaube-
darf bis 2020 und nicht nur bis
2015. rts/has

VDI nachrichten, Düsseldorf, 20. 1. 06 –
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Standpunkt: Der Ökonom Fritz Helmedag zur Metall-Tarifrunde

Höhere Löhne
schaffen mehr

Nachfrage

D ie ursprünglich unter der Be-
zeichnung „Politische Öko-
nomie“ firmierende Volks-
wirtschaftslehre war in ihrer

kaum 200-jährigen akademischen
Existenz stets nicht nur ein Feld seriö-
ser Forschung, sondern diente von den
Anfängen an auch als bevorzugter
Tummelplatz von Weltverbesserern,
Interessenvertretern und Ideologen.
Die Krux liegt nach wie
vor darin, willkürliches
Denken sowie Mei-
nungsmache von den
sachlogischen Zusam-
menhängen zu unter-
scheiden.

Leider finden auch in
der aktuellen Diskussi-
on etliche sendungs-
bewusste Ökonomen
mit übertriebenem Ver-
einfachungsdrang das
Ohr der Öffentlichkeit.
Dabei bietet gerade die
deutsche Wirtschafts-
politik der letzten Jahre
reichlich Anschauungs-
material, wie – entgegen allen vollmun-
digen Versprechungen – auf unzutref-
fenden Diagnosen beruhende Heils-
pläne insgesamt eher schaden als nut-
zen. Der Streit um die Kaufkrafttheorie
des Lohnes ist hierfür ein besonders in-
struktives Beispiel.

Im Vorfeld der aktuellen Tarifrunde
kritisieren die Arbeitgeberverbände
der Metall- und Elektro-Industrie wie-
der einmal vehement den gerne von

Gewerkschaftsseite vorgebrachten Ge-
sichtspunkt, wonach eine bessere Be-
zahlung der abhängigen Erwerbstäti-
gen die Konsumnachfrage kräftige und
damit die Beschäftigung stimuliere.
Laut Gesamtmetall handelt es sich
hierbei um reines Wunschdenken: Die
Konjunktur werde durch eine Entgelt-
erhöhung keineswegs belebt, denn das
Plus in der Lohntüte sei teuer erstan-
den und fördere nur zu einem kleinen
Teil den Absatz heimischer Erzeugnis-
se.

In dem Informationsdienst „M-E Ar-
gumente“ Nr. 3/2005 (siehe Grafik)
wird dazu folgende Rechnung auf-
gemacht: Einschließlich Arbeitgeber-
anteil kosten 100 € mehr Lohn den Be-
trieb 121 €. Der Beschäftigte erhalte da-
von jedoch nur 51 €, denn der Staat kas-
siere bei den Arbeitnehmern 49 € Sozi-
albeiträge und Steuern. Da überdies
15 € für Importwaren ausgegeben und
6 € gespart würden, blieben nur 30 € für
den privaten Verbrauch übrig. Damit
verursache ein größerer Betrag auf dem
Gehaltszettel im Verhältnis zum Nach-
fragezuwachs viermal so hohe Kosten.

Die Moral der Geschichte
liegt auf der Hand: Kein ein-
ziger deutschsprachiger
Ökonom sei Anhänger des
seit langem als „Münchhau-
sen-Theorie“ geschmähten
Kaufkraftarguments. Ergo:
Wer gleichwohl dem Gedan-
ken mehr oder weniger
Sympathie entgegenbringt,
ist ein Lügenbaron, der
Wirtschaftsmärchen er-
zählt.

Bei Lichte gesehen, ver-
wundert dieses Verdikt frei-
lich: Wenn denn selbst bei
bestem Willen nicht die lei-
seste Spur einer Wahrheit in

der inkriminierten Überlegung zu fin-
den wäre, bedürfte es doch nicht der re-
gelmäßig wiederkehrenden Anstren-
gungen, die Bedeutung des Kaufkraft-
arguments für die Beschäftigung ad ab-
surdum führen zu wollen. Und so gibt
es trotz der damit verbundenen Bezich-
tigung mangelnder Qualifikation in
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik
noch immer ein wackeres Fähnlein, das
der herrschenden Lehre eine mitnich-
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Nach Auffassung des Arbeit-
geberverbandes Gesamtmetall
fördern Lohnerhöhungen die
Inlandsnachfrage nur in
geringem Ausmaß. Der
Ökonom Fritz Helmedag,
Professor an der TU Chemnitz
und Autor des folgenden Arti-
kels, hält dagegen: Über den
Wirtschaftskreislauf würden
Lohnerhöhungen indirekt auch
nachfragewirksam.

ten neue Erkenntnis entgegenhält: In
der modernen Kreditgeldwirtschaft
läuft die Entwicklung der Massenein-
kommen dem Konsumniveau voraus
und nicht umgekehrt. Tatsächlich ste-
hen die Befürworter der Kaufkrafttheo-
rie keineswegs im Abseits, wie das
manche suggerieren möchten.

Beginnen wir mit den so genannten
Lohnnebenkosten, die zurzeit ein ganz
großes Thema sind. Immerhin räumt
Gesamtmetall im Unterschied zu ande-
ren Verlautbarungen nunmehr ein,
dass die Sozialbeiträge sich keineswegs
in Luft auflösen, sondern letztendlich
wieder Mehrabsatz erzeugen. Mit die-

sen Ausgaben werden selbstverständ-
lich nicht sofort und nur Erzeugnisse
der M+E-Branche erworben. Aber eine
solche unmittelbare Rückflussgarantie
gibt es prinzipiell weder bei auszah-
lungswirksamen Kosten noch bei aus-
geschütteten Gewinnen. Mehr gesamt-
wirtschaftliches Denken tut auch dies-
bezüglich Not.

Außerdem sind die Sozialversiche-
rungsbeiträge ihrem Wesen nach eine
Komponente der ökonomisch relevan-
ten Gesamtvergütung: Erwerbsper-
sonen werden manchmal krank, sie
verlieren zuweilen den Arbeitsplatz
und sie gehen öfter und länger in Rente.

Metall-Tarifrunde
Am 20. Januar wird der Vorstand der
IG Metall bekannt geben, mit welcher
Lohnforderung die Gewerkschaft in die
kommende Tarifrunde gehen wird. Be-
reits im Dezember hatte der IG-Metall-
Vorstand eine Forderung von bis zu zu
5 % empfohlen. Dem haben sich die Be-
zirke Nordrhein-Westfalen, Baden-Würt-
temberg, Sachsen, Berlin-Brandenburg
sowie Rheinland-Pfalz, Hessen und Thü-
ringen angeschlossen. has

Fritz Helmedag
ist seit 1993 Professor für
Volkswirtschaftslehre (Mi-
kroökonomie) an der TU ·
Chemnitz. Seine For-
schungsinteressen:
Theorie und Politik der
Wettbewerbswirtschaft, ·
Produktions-, Wert- und
Kapitaltheorie, Beschäfti-
gungstheorie und -politik
sowie die Geschichte der
ökonomischen Lehrmei-
nungen. has

Fritz Helmedag: „Die Anhänger der Kaufkrafttheorie stehen keineswegs im Abseits,
wie das manche suggerieren wollen.“ Foto: FH

Von einer Lohnsteigerung
bliebe nach Auffassung des

Arbeitgeberverbandes
Gesamtmetall nur ein

kleiner Teil zur Stärkung der
Inlandsnachfrage übrig.

Damit will der Verband das
Argument der IG Metall,

eine deutliche
Lohnerhöhung sei zur

Stimulierung der Kaufkraft
nötig, entkräften.
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Die damit verbundenen Aufwendun-
gen gehören zu einem Entgelt, das es
gestattet, die gesellschaftliche Arbeits-
kraft zu erhalten. Im Übrigen stellt ge-
rade das Gesundheitswesen, in dem ein
Großteil der Sozialbeiträge verbraucht
wird, einen Wachstumssektor par ex-
cellence dar, wo sich offenbar gute Ge-
schäfte machen lassen.

Die anderen in Anschlag gebrachten
Verlustgrößen weisen einen gravieren-
den Schnitzer in der Spezifikation auf.
Unklar ist nämlich, von welchem Ni-
veau aus eine Lohnerhöhung um 100€
erfolgt. Geringverdiener haben jeden-
falls keine direkte Steuerbelastung von
28 % wie in der Beispielrechnung zu
tragen. Außerdem gibt der Fiskus die
Einnahmen mit Sicherheit wieder aus:
Erneut kann von einem endgültigen
Nachfrageausfall nicht die Rede sein.

Ferner mag offen bleiben, ob Otto
Normalverbraucher wirklich fast 30 %
seines verfügbaren Einkommens für
Importe berappt. Ohnehin kehrt das
ins Ausland strömende Geld – auf
welch verschlungenen Wegen auch im-
mer – über deutsche Exporte zurück.
Deshalb ist es gerade aus Sicht der
M+E-Industrie unangebracht, zuneh-
mende Einfuhren pauschal auf das Ver-
lustkonto zu buchen. Es gilt im Beson-
deren, was im Allgemeinen zutrifft: Wer
kaufen soll, muss Einkünfte haben.

Die letzte Kandidatin, die der Zirku-
lation anscheinend verloren geht, ist
die Ersparnis. Doch selbst diese 6 € der
Musterkalkulation verschwinden nicht
im Nirwana. Arbeitnehmerhaushalte
sparen deutlich weniger als die ange-
nommenen 11,7 % des Nettoeinkom-
mens. Den Löwenanteil der Geldver-
mögensbildung liefern die besser Ver-
dienenden. Die Binnennachfrage
schwächelt in den vergangenen Jahren
hauptsächlich deshalb, weil die Mas-
seneinkommen praktisch stagnieren.
Produktivitätsorientierte Abschlüsse
zum Vorteil beider Tarifparteien sollten
hingegen die Kreislaufströme kräftigen
und die Verteilungsquoten stabilisie-
ren. Für eine in diesem Sinn vernünfti-
ge Lohnpolitik muss man weder nach
Münchhausens Schopf noch in die
Trickkiste eines Magiers greifen, der
Dinge verschwinden lässt.

FRITZ HELMEDAG
@ www.gesamtmetall.de

Technik und Recht (18): Wie Zulieferer Haftung und Gewährleistung einschränken können

Zulieferer: gefesselt und geknebelt

S chöner, besser, billiger“ heißt das
Motto vieler Auto- und Maschi-
nenhersteller, denn die Kunden

werden immer anspruchsvoller, was
Preis und Qualität angeht.

Für Hersteller und Zulieferer bleibt
das nicht ohne Folgen. „Die Fremdver-
gabe hat eine Verschiebung der Kom-
petenz und der Verantwortung vom
Fahrzeughersteller zum Zulieferer zur
Folge“, erläuterte Rechts-
anwalt Andreas Reuter
von der Zentralabteilung
Recht der Robert Bosch
GmbH kürzlich auf einer
Fachtagung in Pforzheim.

Diese Weitergabe des
Schwarzen Peters äußert
sich in knebelartigen Haf-
tungsanforderungen an
die Zulieferer bei gleich-
zeitig härteren Rabattfor-
derungen. Die Zulieferer trügen im Ver-
gleich zu den Endherstellern heute ein
viel größeres Risiko, für Gewährleis-
tung und Haftung herangezogen zu
werden, stellt Andreas Reuters Kollege,
Martin Reuter, Rechtsreferent bei Ro-
bert Bosch, nüchtern fest.

Gegen den Preisdruck auf Zulieferer
sind die rechtlichen Mittel gering.
„Meines Erachtens helfen hier nur de-
taillierte harte Preisklauseln, die am
Anfang verhandelt wurden“, sagt
Rechtsanwalt Martin Könebruch, Lei-
ter der Rechtsabteilung der Thiel Logis-
tik AG in Grevenmacher, Luxemburg.
Gleichwohl sei es Ausdruck der „Macht
des Faktischen“, wenn ein Hersteller
früher oder später dennoch Rabatte

fordert, denen der Zulieferer oft not-
gedrungen zustimmt.

Gegen eine übermäßige Haftungs-
verlagerung auf den Zulieferer gibt es
hingegen einige Möglichkeiten, die
Haftung zumindest etwas zu begren-
zen. Grundsätzlich haften die Zuliefe-
rer für Sachmängel auf Schadenersatz,
wenn sie schuldhaft, also vorsätzlich
oder fahrlässig, eine Pflicht aus dem

Vertrag verletzt haben und
dem Hersteller hierdurch ein
Schaden entstanden ist.

Das Damoklesschwert,
das darüber hinaus über
dem Zulieferer schwebt, ist
die Produkthaftung für
Schäden, die durch Fabrika-
tionsfehler eines Produktes
oder Zuliefererteils entste-
hen. Diese Haftung für Per-
sonen- und Sachschäden,

die beim Endkunden – Unternehmen
oder Privatperson –, eintreten, lässt
sich nach dem Produkthaftungsgesetz
nicht ausschließen.

Im Verhältnis untereinander können
sich Zulieferer und Hersteller jedoch
darauf verständigen, wer bei welcher
Verletzung vertraglicher Nebenpflich-
ten dem anderen Schadenersatz leistet.
Eine solche vertragliche Nebenpflicht
ist die Information des Herstellers.Wer-
de beispielsweise der Fahrzeugherstel-
ler vom Zulieferer nicht informiert,
dass dieser seine Fertigung an einen
anderen Ort verlege, verstoße er gegen
eine vertragliche Nebenpflicht auf In-
formation und Einholung einer Geneh-
migung vom Autohersteller, erläutert
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Knebelartige Haftungsanforderungen und immer härtere Rabatt-
forderungen: Vor diesem Dilemma stehen viele Zulieferer in der
Industrie, seit Unternehmen Aufträge in großer Zahl an Fremd-
firmen vergeben. Gegen den Preisdruck gibt es, außer harten
Preisklauseln, kaum einen Schutz. Anders bei der Haftung: Hier
lassen sich die Risiken für Zulieferer zumindest begrenzen.

Andreas Reuter.
Wird nun am neuen Fertigungsort

schlechter produziert und entstehen
dort fehlerhafte Zulieferteile, die der
Hersteller aus dem Verkauf zurück-
rufen muss, kann der Hersteller vom
Zulieferer verlangen, dass der ihm die
Kosten des Rückrufs ersetzt. Außerdem
kann er die Kosten für den Stillstand
der Produktionsanlage geltend ma-
chen und die Extrakosten für die Neu-
lieferung fehlerfreier Ware.

Einen gewissen Schutz für den Zulie-
ferer bietet hier der Abschluss einer
Qualitätsvereinbarung. Hat der Liefe-
rant nämlich eine Qualitätsverein-
barung abgeschlossen und kann er
nachweisen, dass trotz vereinbarungs-
gemäßer Qualitätssicherung Fehler in
der Produktion auftreten, darf der Her-
steller die dadurch entstehenden Kos-
ten nicht aufgrund der Verletzung von
Nebenpflichten verlangen. Im eigenen
Interesse sollte der Zulieferer darauf
achten, alle Vorgaben genauestens zu
erfüllen. Wichtiger Bestandteil der
Qualitätssicherungs-Vereinbarungen
sind die Zertifizierungen – derzeit ge-
mäß ISO/TS 16 949 – und die regel-
mäßige Kontrolle, ob alle Beteiligten
die Vereinbarung auch einhalten.

Aufpassen heißt es jedoch bei einer
bestimmten Form von Qualitätsverein-
barung, mit der es Herstellern gelingen
kann, Zulieferern eine unbegrenzte
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Verträge:
Wie Sie sich absichern. Preisklauseln festlegen. Pflichten aufteilen.Qualitätsvereinbarung abschließen.Garantiehaftung vermeiden. Spezifikationen formulieren und Warn-

hinweise an Kunden schicken. Leistungen der einzelnen Zulieferer ab-
grenzen. eve

Zulieferer haben nichts zu lachen, wenn sie bei der
Vertragsgestaltung nicht aufpassen. Foto: Mauritius

Haftung für Fehlerkosten aufzudrü-
cken. Nämlich durch eine so genannte
ppm-Vereinbarung, die für eine gerade
noch tolerierbare Zahl von Fehlern pro
1 000 000 Stück steht (ppm = „Parts per
Million“ = Fehlerteile pro Million).

Überschreitet der Zulieferer die tole-
rierte Fehlerquote, muss er die auf-
grund des Fehlers entstandenen Kos-
ten tragen. Hier müssen Zulieferer
beim Vertragsschluss darauf achten,
dass ein Überschreiten der tolerier-
baren Fehlermenge nicht zu einer Ga-
rantiehaftung führt, sondern dass die
tolerierbare Fehlermenge im Vertrag
nur als Ziel formuliert wird, das erreicht
werden sollte, warnt Martin Reuter.

Hinsichtlich der gesetzlichen Sach-
mängelhaftung gibt es verschiedene
Möglichkeiten der Haftungsbeschrän-

ponente verantwortlich ist und für wel-
che nicht, steht auch fest, wer für Fehler
und Mängel haftet. Dies gilt beispiels-
weise im Zusammenhang mit der ver-
wendeten Software, die ein latentes Si-
cherheitsrisiko darstellt, vor allem,
wenn ein Fahrzeughersteller darauf be-
steht, dass von ihm bereitgestellte Soft-
ware verwendet wird. Wenn dann noch
präzise festgelegt wird, was im Haf-
tungsfall genau wofür bezahlt wird, ha-
ben die Zulieferer ihren Haftungskne-
bel zwar nicht abgelegt, wissen aber,
dass sie im Ernstfall nicht daran ersti-
cken.

EVA ENGELKEN
Die Serie wird fortgesetzt. Die bisher erschienenen
Artikel unter
@ www.vdi-nachrichten.com/tech

nikundrecht

kung. Grundsätzlich kann je-
der Zulieferer in seine All-
gemeinen Geschäftsbedin-
gungen Haftungsbegrenzun-
gen hineinschreiben. Aller-
dings bestimmt bei den in der
Regel individuell ausgehan-
delten Verträgen meist der
Hersteller den Inhalt, weshalb
es auf eine präzise Beschrei-
bung der vertraglichen Auf-
gaben ankommt.

Martin Reuter empfiehlt,
bereits in das Angebot folgen-
de Spezifikation oder Verwen-
dungsklausel zu schreiben:
„Bei Verwendung von Teilen
außerhalb der vom Lieferan-
ten freigegebenen Applikation
oder in anderen Umgebungen
oder Einsatz oder Einbaube-
dingungen als in der Spezifi-
kation vorgesehen, haftet der
Lieferant nicht für Sachmän-
gel.“

Für Andreas Reuter ist zu-
dem die Abgrenzung der Leis-
tungen der verschiedenen Zu-
lieferer wichtig. Nur wenn klar
ist, wer für welche Kom-




